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Das Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken führt für das Vorhaben ein 

fachplanungsrechtliches Zulassungsverfahren nach § 18 Abs. 1 AEG durch. Dieses stellt ein 
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Betreff: Feststellung der UVP-Pflicht aufgrund allgemeiner Vorprüfung gemäß § 5 Abs. 1 i. V. m. 

§ 7 Abs. 1 und 5 UVPG für das Vorhaben „Neubau Unterwerk Frankfurt Höchst“, Bahn-
km 8,100 der Strecke 3610 Frankfurt (tief) - Eschhofen in Frankfurt Höchst 

Bezug: Antrag vom 15.02.2021, Az. l.ETP 13 
Anlagen: 0 

 

Verfahrensleitende Verfügung 

Für das o. g. Vorhaben wird festgestellt, dass keine Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht. 

Begründung 

Diese Feststellung beruht auf § 5 Abs. 1 i. V. m. § 7 Abs. 1, Nr. 14.8 Anlage 1, Anlage 3, § 7 

Abs. 5 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 

 

Das Vorhaben hat den Neubau des Unterwerkes Höchst zum Gegenstand. Es handelt sich um ein 

Neuvorhaben gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 1b) UVPG, das der allgemeinen Vorprüfung gemäß § 7 Abs. 1 

Satz 1 i. V. m. Nr. 14.8 Anlage 1 UVPG unterliegt, da es den Bau einer sonstigen Betriebsanlage 

von Eisenbahnen zum Gegenstand hat. 
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verwaltungsbehördliches Verfahren dar, das der Zulassungsentscheidung dient gemäß §§ 4 und 2 

Abs. 6 Nr. 1 UVPG und ist daher taugliches Trägerverfahren für eine mögliche UVP. Daher hat 

das Eisenbahn-Bundesamt die Feststellung, dass für das Vorhaben die UVP-Pflicht besteht oder 

nicht besteht (Feststellung der UVP-Pflicht) nach den §§ 6 bis 14a UVPG zu treffen. 

 

Für das Vorhaben ist zur Feststellung der UVP-Pflicht eine allgemeine Vorprüfung gemäß § 7 

Abs. 1 und 5 UVPG i. V. m. Nr. 14.8 Anlage 1 durchzuführen. 

 

Die allgemeine Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 

UVPG aufgeführten Kriterien durchgeführt. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Vorhaben 

erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die im Hinblick auf eine wirksame 

Umweltvor-sorge nach Maßgabe der geltenden Gesetze bei der Zulassungsentscheidung zu 

berücksichtigen sind. Vorliegende Ergebnisse vorgelagerter Umweltprüfungen oder anderer 

rechtlich vorgeschriebener Untersuchungen zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens sind in 

die Prüfung einzubeziehen. 

 

1. Merkmale des Vorhabens 

 

Die Merkmale des Vorhabens werden insbesondere hinsichtlich der Kriterien der Nr. 1 Anlage 3 

UVPG beurteilt. 

 

Die DB Energie GmbH plant als Vorhabenträgerin den Rückbau der alten Anlage sowie den 

standortgerechten Neubau des Unterwerkes bei veränderten Grundriss in Höchst. Das 

bestehende Unterwerk befindet sich an der Strecke 3610 Frankfurt (tief) – Eschhof bei 

Bahnkilometer 8,100. Dabei wird das Schaltanlagengebäude als Betonfertigteilgebäude mit einer 

Kantenlänge von 19,4 x 5,4 x 4,3 m ausgeführt. Zusätzlich erfolgen mit dem Neubau des 

Unterwerkes entsprechende Anpassungen von Anbindungen und Anschlüssen.   

2. Standort des Vorhabens 

 

Die mögliche Beeinträchtigung der ökologischen Empfindlichkeit eines Gebietes wird 

insbesondere hinsichtlich der Nutzungs-, Qualitäts- und Schutzkriterien nach Nr. 2 Anlage 3 UVPG 

unter Berücksichtigung des Zusammenwirkens mit anderen Vorhaben in ihrem gemeinsamen 

Einwirkungsbereich beurteilt. 

 

Das Unterwerk Höchst grenzt an das Landschaftsschutzgebiet „Grüngürtel und Grünzüge in der 

Stadt Frankfurt am Main“. Die Baustelleneinrichtungsfläche sowie die Masten 1414, 1415 und 

1416 liegen innerhalb. Aufgrund der Größe sowie der Lage kann eine Betroffenheit der 
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Schutzziele des Gebietes jedoch ausgeschlossen werden. Weitere Schutzgebiete sind durch das 

Vorhaben nicht betroffen. Jedoch liegt der Mast 1414 im Überschwemmungsgebiet des Mains.  

3. Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen 

Die möglichen erheblichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter werden anhand der 

Kriterien unter 1. und 2. beurteilt. Dabei wird insbesondere den Gesichtspunkten der Nr. 3 

Anlage 3 UVPG Rechnung getragen. Besonders berücksichtigt wird gemäß § 7 Abs. 5 Satz 1 

UVPG, ob erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch Merkmale des Vorhabens oder des 

Standorts oder durch Vorkehrungen des Vorhabenträgers offensichtlich ausgeschlossen werden. 

 

Folgende wesentliche Gründe gemäß § 5 Abs. 2 Satz 2 und 3 UVPG sind für das Nichtbestehen 

der UVP-Pflicht anzuführen: 

 

Die Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch sind nur temporär während der relativ kurzen 

Bauphase. Die Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit sind nicht entscheidungserheblich, 

da lärmarme Maschinen und Verfahren nach dem neuesten Stand der Technik zur Anwendung 

kommen. Dennoch kann nicht ausgeschlossen werden, dass es zu zeitweisen Überschreitungen 

der AVV- Baulärm kommt. Um mögliche Probleme im Vorfeld auszuschließen, werden die 

Anwohner umfassend über die allgemeine Baudurchführung sowie über die Baumaßnahmen, 

Bauverfahren und Baudauer informiert. Zum Lösen von baulärmbedingten Angelegenheiten von 

Betroffenen während der Bauzeit wird zusätzlich eine erreichbare Anlaufstelle geschaffen. 

Stationäre Quellen, die einen wesentlichen Beitrag zu Immissionskonflikten leisten, werden 

abgeschirmt. Mögliche Beschwerden werden geprüft und es wird ihnen falls möglich entsprochen. 

Nachtarbeit ist nicht vorgesehen. Sollten dennoch besonders schutzwürdige Menschengruppen 

von unzumutbaren Grenzwertüberschreitungen betroffen sein, wird ihnen Ersatzwohnraum für die 

Dauer der Abrissarbeiten zur Verfügung gestellt. Es ergeben sich allerdings veränderte 

Bedingungen der elektromagnetischen Strahlung. Die Anforderungen der Verordnung für 

elektrischen und magnetischen Feldern (§ 26. BImSchV) werden eingehalten.  

 

Generell wird aber bei einer sorgfältig durchgeführten Bauausführung davon ausgegangen, dass 

eine Betroffenheit des Schutzgutes Wasser (Grundwasser) eher als unwahrscheinlich gilt. Um das 

Risiko des Verschmutzens gering zu halten und somit unterhalb der Schwelle der Besorgnis zu 

bleiben, wird zwingend darauf geachtet, dass keine schädlichen Substanzen in den Boden bzw. in 

den Untergrund gelangen können. Dies wird durch die Einhaltung der vorgeschriebenen 

allgemeinen Vorschriften des Gewässerschutzes gemäß des Wasserhaushalts-, des 

Landeswasser- sowie des Abfallgesetzes gewährleistet. Auch kann aufgrund der insgesamt 

geringen Neuversiegelungsrate und durch die vorhandenen bereits versiegelten Flächen im 

Baubereich davon ausgegangen werden, dass das Bauvorhaben keine erheblichen Auswirkungen 
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auf die Grundwasserneubildungsrate haben wird. Eine Hemmung/Aufstauung oder Umleitung des 

Grundwasserabflusses sind aufgrund der Planung im vorliegenden Fall auszuschließen. Sollten 

wider Erwarten bei den Baumaßnahmen Boden- und Grundwasserverunreinigungen angetroffen 

werden, ist die zuständige Behörde umgehend zu informieren. Insgesamt können keine 

Wirkfaktoren abgeleitet werden, die gegen die Vereinbarkeit des Vorhabens mit den 

Bewirtschaftungszielen nach §§ 27-31 und § 47 WHG sprechen. 

 

In der Bauphase kommt es durch den Neubau des Unterwerkes zu einer Bodenversiegelung von 

ca. 8200 m². Dabei handelt es sich vor allen um anthropogen bereits überprägte Böden. Um die 

Gefahren der Bodenverdichtung zu reduzieren, werden Arbeitsräume und Zuwegungen möglichst 

schon auf versiegelten oder bereits teilbefestigt und verdichteten Flächen angelegt. Zur 

Vermeidung von dauerhaften Beeinträchtigungen durch das Vorhaben wird der Mutterboden 

getrennt zum restlichen Aushub zwischengelagert, sodass dieser nach Abschluss der Bauarbeiten 

wieder fachgerecht angedeckt, aufgelockert und rekultiviert werden kann. Es wird davon 

ausgegangen, dass sich durch die Bodenverbesserungsmaßnahmen die bereits überprägten und 

leicht dysfunktionalen Bodenfunktionen und -eigenschaften wieder vollständig herstellen lassen 

und somit nach Abschluss der Bauarbeiten kein erheblicher Eingriff in den Boden verbleibt. 

 

Der Landschaftspflegerische Begleitplan und der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag ergaben eine 

Betroffenheit von Vögeln. Um eine mögliche Störung oder Gefährdung der Vögel auszuschließen, 

wird die Baustelleneinrichtungsfläche außerhalb der Brutzeiten der Vogelarten (01.03. – 30.09.) 

nach § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG durchgeführt. Außerdem werden, um unnötige Schäden 

an anderen im Bauumfeld verbleibenden Gehölzstrukturen zu vermeiden, bauzeitliche 

Schutzzäune oder Markierungen mit Absperrband errichtet Die baubedingten Rodungen von 

Einzelbäumen und der vorhandenen Kopfweide werden durch die Ansaat von Magertrockenrasen 

auf einer Fläche von 1125 m² kompensiert. Eine Ausnahmegenehmigung nach § 45 BNatSchG ist 

nicht erforderlich. Geschützte Tier- und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH Richtlinie konnten 

aufgrund der vorhandenen Biotopeigenschaften nicht nachgewiesen werden. Somit sind durch das 

Bauvorhaben weder die Schutzgüter Flora/Fauna/Biodiversität noch der Artenschutz betroffen. 

 

Andere nach § 2 UVPG geschützte Schutzgüter sind nach einschlägiger Prüfung von den oben 

genannten Bauvorhaben nicht betroffen. Ebenso sind keine Wechsel- oder 

Akkumulationswirkungen erkenntlich. 

 

4. Ergebnis 
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Aus den Antragsunterlagen der Vorhabenträgerin (Landschaftspflegerischer Begleitplan und 

Fachbeitrag Artenschutz) ergibt sich nach überschlägiger Prüfung, dass das Vorhaben keine 

erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann, die im Hinblick auf eine wirksame 

Umweltvorsorge nach Maßgabe der geltenden Gesetze bei der Zulassungsentscheidung zu 

berücksichtigen wären. 

 

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. Sie wird 

gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG der Öffentlichkeit bekannt gegeben durch Veröffentlichung auf der 

Internetseite des Eisenbahn-Bundesamtes. Sie wird zudem im zentralen Internetportal des Bundes 

(www.uvp-portal.de) bekannt gegeben gemäß § 2 Abs. 3 Bundes-UVP-Portal-VwV. 

 

Die dieser Feststellung zu Grunde liegenden Unterlagen können von Dritten beim Eisenbahn-

Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken, Untermainkai 23-25, 60329 Frankfurt/Main nach 

vorheriger Terminvereinbarung eingesehen werden. 

 

 

Im Auftrag 

 

Elektronisch erstellt und 

ohne Unterschrift gültig 
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